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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung 

 
des Gemeinderats Tiefenbach am 26. September 2024 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 

und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest. Ein-

wände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Folgende Gemeinderatsmit-

glieder sind bei der öffentlichen Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  

 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 

 Armin Mayrhofer, CSU entschuldigt 

 Josef Sattler, CSU entschuldigt 

 Richard Roßgoderer, CSU anwesend 

 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 

 Tobias Königseder, CSU anwesend 

 Johannes Regner, CSU anwesend 

 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

 Manfred Bründl, Unsere Zukunft anwesend 

 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft anwesend 

 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler anwesend 

 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler entschuldigt 

 Josef Fehrer, FWG anwesend 

 Johannes Unholzer, FWG anwesend 

 Susanne Mayerhofer, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 Alfred Gimpl, SPD entschuldigt 

 
Anzahl der Zuhörer:  - 5 -    Vertreter der Presse: Herr Hans Schauer 



 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 25. Juli 2024. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 25. Juli 2024 abstimmen. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 25. Juli 2024. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 25. Juli 2024 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 27. Juni 2024. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Homepage 
veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 27. Juni 2024. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

3. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - 
Auftragsvergabe des Gewerks Bauhauptarbei-
ten nach durchgeführter beschränkter Aus-
schreibung. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 
2024 durch die Verwaltung vollzogen. Mit 
der Baumaßnahme wurde am 19. August 
2024 begonnen. 

4. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - 
Auftragsvergabe des Gewerks Zimmerer- und 
Holzbauarbeiten nach durchgeführter be-
schränkter Ausschreibung. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 
2024 durch die Verwaltung vollzogen. Mit 
der Baumaßnahme wurde am 19. August 
2024 begonnen. 

5. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - 
Auftragsvergabe des Gewerks Fenster nach 
durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 2024 
durch die Verwaltung vollzogen. Mit der 
Baumaßnahme wurde am 19. August 2024 
begonnen. 
 

6. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - 
Auftragsvergabe des Gewerks Pfosten-Riegel 
Fassade nach durchgeführter beschränkter 
Ausschreibung. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 
2024 durch die Verwaltung vollzogen. Mit 
der Baumaßnahme wurde am 19. August 
2024 begonnen. 

7. Neubau einer Aussegnungshalle mit Leichen-
haus und WC im Friedhof Tiefenbach - Auf-
tragsvergabe des Gewerks Baumeisterarbeiten 
nach durchgeführter beschränkter Ausschrei-
bung. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 
2024 durch die Verwaltung vollzogen. Mit 
der Baumaßnahme wurde am 16. Septem-
ber 2024 begonnen. 

8. Neubau einer Aussegnungshalle mit Leichen-
haus und WC im Friedhof Tiefenbach - Informa-
tion über die Auftragsvergabe des Gewerks 
Fenster und Türen - vgl. dazu Sitzung des Bau- 
und Umweltausschuss vom 16. Juli 2024. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 
2024 durch die Verwaltung vollzogen. Mit 
der Baumaßnahme wurde am 16. Septem-
ber 2024 begonnen. 

9. Neubau einer Aussegnungshalle mit Leichen-
haus und WC im Friedhof Tiefenbach - Informa-
tion über die Auftragsvergabe des Gewerks 
Zimmererarbeiten - vgl. dazu Sitzung des Bau- 
und Umweltausschuss vom 16. Juli 2024. 
 

Die Auftragsvergabe wurde am 26. Juli 
2024 durch die Verwaltung vollzogen. Mit 
der Baumaßnahme wurde am 16. Septem-
ber 2024 begonnen. 



 

 

10. Böschungssicherung Sportplatz Kirchberg - Auf-
tragsvergabe nach durchgeführter Angebots-
einholung. 
 

Der Auftrag wurde durch die Verwaltung 
erteilt. Baustart ist für Ende Oktober 2024 
geplant und wird bis Ende November 2024 
fertig sein. 
 

11. Erneuerung der Zuschauertribüne beim Rasen-
spielfeld der DJK Haselbach - Vorstellung der 
Planung und Kostenberechnung.  
 

Die Ausschreibung wurde durch die Ver-
waltung durchgeführt. Die Aufträge sollen 
in der heutigen Sitzung vergeben werden. 
Der Baustart ist für Mitte Oktober geplant. 
 

12. Bauleitplanung - Aufstellen des Bebauungsplans 
Gottingerberg Erweiterung / Bayerwaldstraße 
auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1051, Ge-
markung Tiefenbach, Nähe Bayerwaldstraße – 
Beratung über das Fassen des Aufstellungsbe-
schlusses - vgl. dazu Sitzung des Bau- und Um-
weltausschuss vom 16. Juli 2024. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 26. 
August 2024 an den zuständigen Kollegen 
in der Bauverwaltung übergeben.  

13. Bauleitplanung - Änderung des Flächennut-
zungsplans mit Deckblatt Nr. 19 für den Bereich 
des Bebauungsplans Gottingerberg Erweite-
rung / Bayerwaldstraße – Beratung über das 
Fassen des Aufstellungsbeschlusses - vgl. dazu 
Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 
16. Juli 2024. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 26. 
August 2024 an den zuständigen Kollegen 
in der Bauverwaltung übergeben. 

14. Bauleitplanung - Änderung des Bebauungsplans 
MI Waldstraße mit Deckblatt Nr. 2 von einem 
Mischgebiet (MI) zu einem allgemeinen Wohn-
gebiet (WA) auf den Grundstücken mit den 
Flur-Nrn. 586, 586/ 30, 586/32, 586/33, 586/34 
und einer Teilfläche des Grundstücks mit der 
Flur-Nr. 586/31, jeweils Gemarkung Tiefen-
bach, Nähe Waldstraße - Beratung über das 
Fassen des Aufstellungsbeschlusses - vgl. dazu 
Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 
16. Juli 2024. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 26. 
August 2024 an den zuständigen Kollegen 
in der Bauverwaltung übergeben. Die An-
tragsteller wurden durch die Gemeinde-
verwaltung informiert. 

15. Bauleitplanung – Änderung des Flächennut-
zungsplans mit Deckblatt Nr. 20 für den Bereich 
des Bebauungsplans „Waldstraße“ - Beratung 
über das Fassen des Aufstellungsbeschlusses - 
vgl. dazu Sitzung des Bau- und Umweltaus-
schuss vom 16. Juli 2024. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 26. 
August 2024 an den zuständigen Kollegen 
in der Bauverwaltung übergeben. Die An-
tragsteller wurden durch die Gemeinde-
verwaltung informiert. 

16. Beratung über die Stellungnahme an die Stadt 
Passau zum Vergleichsvorschlag hinsichtlich der 
Einführung einer Ring-/Einbahnstraßenlösung 
zur Kiesgrube in Gerlesberg. 
 

Seitens der Gemeinde wurde ein Schreiben 
mit den Informationen aus der vorange-
gangenen Sitzung übermittelt. Der Bayeri-
sche Verwaltungsgerichtshof hat die ver-
kehrsrechtliche Anordnung der Stadt 
Passau aufgehoben.  
 



 

 

17. Neubau der Kläranlage (BA I und BA II) - Aktu-
elle Informationen zum Sachstand auf der Bau-
stelle. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

18. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeis-
ters. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

 
 

 
3. Vorstellung von neuen Mitarbeitern (Katharina Gerlesberger und Fabian Parzer). 
 
 
Katharina Gerlesberger 
Frau Katharina Gerlesberger wird zur persönlichen Vorstellung das Wort erteilt. Sie ist seit dem 15. 
Juli 2024 im Haus und ist in der Finanzverwaltung eingesetzt. 
 
Fabian Parzer 
Herrn Fabian Parzer wird zur persönlichen Vorstellung das Wort erteilt. Er ist seit dem 1. September 
2024 im Haus und absolviert eine Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
4. Erstellung eines Energienutzungsplanes (ENP) für die Gemeinde Tiefenbach – Vorstellung der 
Grundlagenermittlung sowie Information über den aktuellen Sachstand und die weiteren geplan-
ten Schritte. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
In den Sitzungen des Bau- und Umweltausschuss vom 16.02.2023 und 11.05.2023 sowie des Gemein-

derats vom 23.05.2023 wurde beschlossen, einen Energienutzungsplan für die Gemeinde Tiefenbach 

aufzustellen und neben den grundsätzlich enthaltenen energetischen Konzepten und Planungszielen 

auch konkrete Schwerpunktprojekte festgelegt. Die Leistungsbeschreibung wurde mit dem Projektträ-

ger abgestimmt. Der Energienutzungsplan kann auch als Grundlage für künftige erforderliche Planun-

gen (z. B. Neuaufstellung Flächennutzungsplan, Kommunaler Wärmeplan) dienen. 

 
Der Beschluss zur Auftragsvergabe wurde in der Sitzung des Gemeinderats am 26. September 2023, 
also vor einem Jahr gefasst. 
 
Im Anschluss an die Auftragsvergabe wurde von der Verwaltung der Förderantrag gestellt. Die För-
derzusage ist am 15. Dezember 2023 eingegangen. Somit konnte der Auftrag noch Ende Dezember 
2023 an das Institut für Energietechnik IfE GmbH an der Ostbayerischen Technischen Hochschule 
Amberg-Weiden erteilt.  
 

Förderung   

Die Maßnahme wird durch das Bay. Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
gefördert (Richtlinien zur Förderung von Energiekonzepten und kommunalen Energienutzungsplänen).  
 
Die Gesamtauftragssumme i. H. v. 73.482,50 €/brutto wird gemäß Zuwendungsbescheid mit 51.400,00 
€ gefördert.  
 

Zeitplanung 

 Februar 2024 - Projektstart  

 Februar 2024 bis August 2024 - Durchführung der Grundlagenermittlung 

 September 2024 - Vorstellung der Grundlagenermittlung im Gemeinderat 

 Februar 2025 - Fertigstellung Energienutzungsplan 

 Für den Vortrag wird Frau Anna Fuhge und Herrn Klaus Uschald vom Institut für Energietechnik 
das Wort erteilt!  
 

 

 

 

 



 

 
5. Vollzug der Grundsteuerreform zum 1. Januar 2025 - Beratung zur Festlegung der Hebesätze - 
vgl. dazu Vorberatung des Haupt- und Finanzausschuss vom 12. September 2024. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 12. September 2024 
 
 
TOP 4 - Vollzug der Grundsteuerreform zum 1. Januar 2025 - 1. Vorberatung zur Festlegung der He-
besätze. 
 
 

Hintergrund der Grundsteuerreform  

Am 10. April 2018 erklärte das Bundesverfassungsgericht die Berechnungsgrundlage des derzeit gülti-

gen Systems der Grundsteuer auf Grundlage der sogenannten Einheitswerte für verfassungswidrig. In 

der Folge beschloss der Bundestag ein neues Bundesmodell für die Grundsteuer und versah dies mit 

einer Öffnungsklausel, die den Ländern wiederum die Einführung eines abweichenden Systems ermög-

lichte. Hiervon machte der Bayerische Landtag Gebrauch und erließ das Bayerische Grundsteuerge-

setz. Mit diesem Gesetz wird für Grundstücke in Bayern anstelle der Einheitsbewertung ein wertunab-

hängiges Flächenmodell umgesetzt. (Quelle: Rundschreiben 25/2024, Bayerischer Gemeindetag) 

Grundsatz 

Die Grundsteuer der Kalenderjahre bis einschließlich 2024 bemisst sich ausschließlich nach den bun-

desgesetzlichen Regelungen („Altes Recht“ - Einheitswertmodell). Für die Erhebung der Grundsteuer 

ab dem 01.01.2025 gelten die Bestimmungen des Bayerischen Grundsteuergesetztes („Neues Recht“ 

– wertunabhängiges Flächenmodell). 

Laut Bundes- und Landespolitik soll die Reform der Grundsteuer möglichst aufkommensneutral erfol-

gen. Aufkommensneutralität bedeutet dabei nicht, dass die individuelle Grundsteuer des jeweiligen 

Grundstückseigentümers gleich hoch bleibt. Aufgrund der Verfassungswidrigkeit des alten Grundsteu-

ersystems muss es sogar zu individuellen Verschiebungen durch die Reform kommen. Aufkommens-

neutralität bedeutet nur, dass die Gemeinde nach Umsetzung der Reform ihr Grundsteueraufkommen 

insgesamt stabil halten kann. – also im Jahr 2025 ähnlich viel an Aufkommen aus der Grundsteuer hat 

wie in den Jahren vor der Reform.  

Es gibt allerding keine gesetzliche Pflicht zur Aufkommensneutralität. Es kann notwendig sein, unter 

anderen Gesichtspunkten (also unabhängig von der Reform) die Grundsteuereinnahmen insgesamt 

angemessen anzuheben. Die Gemeinde ist schließlich gesetzlich dazu verpflichtet, den Haushalt aus-

zugleichen.  

Ermittlung der Grundsteuer nach neuem Recht 

Die Grundsteuer berechnet sich – im alten wie im neuen Recht-  wie folgt: 

 

Grundsteuer = Grundsteuermessbetrag x Hebesatz 

 

Festsetzung durch Finanzamt  Festsetzung durch Gemeinde 



 

 
Ermittlung der neuen Grundsteuermessbeträge 

Erster Schritt zur Umsetzung des neuen Grundsteuergesetztes war die Ermittlung der neuen Grund-

steuermessbeträge. Grundstückseigentümer, die zum Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.2022 Eigen-

tümer eines Grundstückes waren, mussten somit bis spätestens eine Grundsteuererklärung gegenüber 

dem Finanzamt abgeben. Anschließend wurden vom Finanzamt die Grundsteuermessbescheide an die 

Eigentümer erlassen. Die nach neuen Recht ermittelten Messbeträge werden seitens des Finanzamtes 

mittels Elster an die Kommunen übermittelt.  

Bis dato sind ca. 83 % aller Messbeträge eingegangen.  

 

Diese ca. 83 % der der Fälle entsprechen einem gesamten Messbetrag von 286.816,53 € 

Ermittlung des neuen Hebesatzes 

Der Hebesatz für die Grundsteuer A und B beträgt in der Gemeinde Tiefenbach aktuell 330 %. 

Entwicklung Hebesätze Grundsteuer A und B

Von: Bis: Hebesatz:

1972 1975 250,00%

1976 1981 275,00%

1982 2002 300,00%

2003 heute 330,00%  

Dieser Hebesatz verliert nun mit dem neuen Grundsteuergesetz zum 01. Januar 2025 automatisch 

seine Gültigkeit. Das bedeutet, dass die Gemeinde noch im Kalenderjahr 2024 einen neuen Hebesatz 

festsetzen muss, um im Kalenderjahr 2025 eine Grundsteuer erheben zu können.  

Die Festlegung des Hebesatzes obliegt alleine bei der Gemeinde. Die Vorgaben der eingangs erläuter-

ten Aufkommensneutralität sollen dabei jedoch berücksichtigt werden.  Das bedeutet das bisherige 

Grundsteueraufkommen ist mit dem künftigen Grundsteueraufkommen in etwa übereinstimmen. Das 

sich die Messbeträge durch die Grundsteuerreform insgesamt erheblich nach oben bewegt haben, 

kann dies nur durch die Anpassung des Hebesatzes erreicht werden.   

Das Grundsteueraufkommen in der Gemeinde Tiefenbach betrug in 2024 703.373,48 €. 

 

Summe Messbeträge Anzahl Fälle Summe Messbeträge Anzahl Fälle

Grundsteuer A mit FA-Daten 4.707,47 €                      252 8.185,00 €                      252

ohne FA-Daten 12.825,73 €                    280

Grundsteuer B mit FA-Daten 151.163,48 €                 2306 270.003,83 €                 2306

ohne FA-Daten 44.446,80 €                    467

Ohne Zuordung

Unbebautes Grundstück 510,36 €                          10

Bebautes Grundstück 7.403,31 €                      49

Betrieb d. land- Und Forstwirtschaft 714,03 €                          136

zusätzlicher Wert für BW -  €                                -

213.143,48 €                 3305 286.816,53 €                 2753

Anteil in Prozent 100% 83%

Neues RechtAltes Recht



 

 

 

 

Um nach den bisherigen vorliegenden Messbeträgen Aufkommensneutralität zu erzielen, müssten der 

Hebesatz auf 2,45 % festgesetzt werden. (703.373,48 €/286.816,53 €). 

 

Allerdings fehlen noch ca. 17 % der Fälle.  Die Quote von fehlerhaften Grundsteuermessbescheiden 

und Einspruchsverfahren, die aktuell beim Finanzamt noch bearbeitet werden, liegt aktuell bei ca. 10 

%. Der vorliegende Messbetrag wird sich somit auch nochmal ändern. Eine exakte Aufkommensneut-

ralität berechnen zu können ist daher aktuell nicht möglich. Der Datenbestand ist insgesamt noch sehr 

vage. Dies wird sich jedoch bis Oktober nicht wesentlich ändern. In der Gemeinderatssitzung am 

31.10.2024 muss jedoch spätestens der Hebesatz festgesetzt werden, da anschließend noch gut 3.300 

Bescheide versandt und bearbeitet werden müssen. Die genaue Summe aller Messbeträge wird sich 

vermutlich erst in den nächsten zwei Jahren einpendeln.   

Es wird daher noch ein Gesamtmessbetrag von ca. 35.000 € eingeplant, was zu folgender Berechnung 

führt: 

 

Seitens der Verwaltung wird daher vorgeschlagen, den Messbetrag für die Grundsteuer A und B je-

weils bei 2,2 % festzusetzen.  

In ca. drei Jahren wird nochmals geprüft, ob mit errechneten Hebesatz die Aufkommensneutralität in 

etwa erreicht wird. Ggf. muss dann nochmals nachjustiert werden.  

Nach dem neuen Grundsteuergesetz gibt es für die Gemeinden noch die Möglichkeit, ermäßigte He-

besätze auf den jeweiligen Anteil des Grundsteuermessbetrags bei Wohnflächen im Zusammenhang 

mit land- und fortwirtschaftlichen Betrieb, bei Gebäudeflächen von Baudenkmälern und bei Wohnflä-

chen mit Bindung soziale Wohnungsbau festzusetzten. Von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen, 

wird jedoch abgeraten. Zum einen ist die Sondersituation der vorgenannten Wohnflächen bereits bei 

der Berechnung der Grundsteuermessbeträge berücksichtigt worden. Zum anderen bedeutet dies, 

wenn die bisherigen Gesamteinnahmen wieder erbracht werden sollen, müssen für jede zusätzliche 

Ermäßigung andere stärker belastet werden.  

 

Grundsteueraufkommen gesamt - Altes Recht

Grundsteuer A 17.533,20 €                    3,3 57.859,56 €                    

Grundsteuer B 195.610,28 €                 3,3 645.513,92 €                 

703.373,48 €                 

Grundsteueraufkommen gesamt - Neues Recht

Grundsteuer A 8.185,00 €                      2,45 20.053,25 €                    

Grundsteuer B 270.003,83 €                 2,45 661.509,38 €                 

Ohne Zuordnung 8.627,70 €                      2,45 21.137,87 €                    

702.700,50 €                 

Grundsteuer A 8.185,00 €                      2,18563503 17.889,42 €                           

Grundsteuer B 270.003,83 €                 2,18563503 590.129,83 €                         

Ohne Zuordnung 8.627,70 €                      2,18563503 18.857,00 €                           

bisher vorliegend 286.816,53 €                 2,18563503 626.876,25 €                         

noch ausstehend 35.000,00 €                    2,18563503 76.497,23 €                           

703.373,48 €                         

321.816,53 €                 2,18563503 703.373,48 €                         



 

 
Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Messbetrag für die Grundsteuer 

ab 01.01.2025 wie folgt festzusetzen: 

- Grundsteuer A  220 % 

- Grundsteuer B  220 % 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne 2. Bgm. Uwe Urtel) 

 

Bisher wurden die Hebesätze in der Gemeinde immer im Rahmen der Haushaltssatzung bekanntge-

macht. Aufgrund der Tatsache, dass noch vor dem 01.01.2025 eine Bekanntmachung der Hebesätze 

erfolgen muss, wird eine von er Haushaltssatzung separate Bekanntmachung der Hebesätze durch eine 

sogenannte Hebesatzsatzung erforderlich.  

In der Hebesatzsatzung werden üblicherweise alle Realsteuerhebesätze festgesetzt. Das bedeutet, 

dass auch der Gewerbesteuerhebesatz festzusetzen ist. Dieser bleibt unverändert bei 380 %.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
Es ergibt sich somit folgende Satzung: 

Satzung 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

der Gemeinde Tiefenbach 
(Hebesatzsatzung) 

vom … 
 

 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.02.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch die §§ 
2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586)) und Art. 18 des Bayerischen Kommu-
nalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zu-
letzt geändert durch § 12 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385)) in Verbindung mit § 
25 Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerisches Grundsteuergesetzes vom 10.12.2021 ((GVBl. 
S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) und in 
Verbindung mit § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15.10.2002 ((BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411)) erlässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Satzung: 
 

§ 1 Hebesätze 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festge-

setzt: 

1. Grundsteuer A (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe)  220 v.H. 

2. Grundsteuer B (für Grundstücke)      220 v.H. 

3. Gewerbesteuer        380 v.H. 

 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 

 

GEMEINDE TIEFENBACH 
Tiefenbach, den  
 

         

Fürst,  
1. Bürgermeister 
 



 

 
Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, die vorgenannte Hebesatzsatzung 

zu beschließen. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne 2. Bgm. Uwe Urtel) 

 
Weitere Informationen 

 
- trotz der Veränderungen der Hebesätze bleibt das Gesamtvolumen der Grundsteuereinah-
men in der Gemeinde unverändert 
 
- bei den Grundstückeigentümern können sich individuell Minderungen oder Mehrungen er-
geben  dies ist aber ausschließlich dem neuen Berechnungsverfahren der Finanzämter zu-
zuordnen  die Gemeinde hat hier keinerlei Einfluss! 

 
- seit 2003, also seit mehr als 20 Jahren ist der Steuersatz für die Erhebung der Grundsteuer 
unverändert 

 
 

Beschluss: 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-

schuss aussprechen kann, dass die Messbeträge für die Grundsteuer ab 01.01.2025 wie folgt festge-

setzt werden: 

- Grundsteuer A  220 % 

- Grundsteuer B  220 % 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 
Es ergibt sich somit folgende Satzung: 

Satzung 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

der Gemeinde Tiefenbach 
(Hebesatzsatzung) 

vom … 
 

 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.02.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch die §§ 
2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586)) und Art. 18 des Bayerischen Kommu-
nalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zu-
letzt geändert durch § 12 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385)) in Verbindung mit § 



 

 
25 Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerisches Grundsteuergesetzes vom 10.12.2021 ((GVBl. 
S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) und in 
Verbindung mit § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15.10.2002 ((BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411)) erlässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Satzung: 
 

§ 1 Hebesätze 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festge-

setzt: 

1. Grundsteuer A (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe)  220 v.H. 

2. Grundsteuer B (für Grundstücke)      220 v.H. 

3. Gewerbesteuer        380 v.H. 

 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 

 

GEMEINDE TIEFENBACH 
Tiefenbach, den  
 

         

Fürst,  
1. Bürgermeister 
 

Beschluss: 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für den Erlass der vorgenannten Hebesatzsat-

zung aussprechen kann. 

Abstimmung:  17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
6. Beratung über die weitere Verwendung des vorhandenen Bausparvertrages - vgl. dazu Vorbera-
tung des Haupt- und Finanzausschuss vom 12. September 2024. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 12. September 2024 
 
 
TOP 5 - Vorberatung über die weitere Verwendung des vorhandenen Bausparvertrages. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

Die Gemeinde Tiefenbach hat am 15.11.2012 zwei Bausparverträge bei der Bausparkasse Schwäbisch 

Hall AG für den Bau der Schulturnhalle in Kirchberg v. W. abgeschlossen, damit zum Baubeginn ein 

Anfangskapital zur Verfügung steht. 

Die einzelnen Verträge weisen folgende Vertragsmodalitäten auf: 
 

 
Vertrag 

 
00894717 R 01 
 (R 01) 
 

 
00894717 R 02 
(R 02) 

Bausparsumme 300.000 € 300.000 

Kontostand 31.12.2023 134.822,60 € 261.687,55 € 

Sparzins (Guthabenzins) 0,5 % p.a. 1 % p.a. 

Sollzins (Darlehenszins) 2,75 % 1,95 % 

Treueprämie beantragt Nein (nicht möglich) beantragt 
(Beschluss HFA 09.11.2017) 
Prämie 1 % (analog Sparzins) 

Vertragsbeginn 15.11.2012 15.11.2012 

Regelsparbeitrag 18.000 € 18.000 € 

 
Bei beiden Bausparverträgen besteht die Möglichkeit, Einzahlungen bis zur Höhe der Bausparsumme 

vorzunehmen. Aufgrund der in den vergangenen Jahren vorherrschenden Negativzinsproblematik 

wurden die Darlehen nicht in Anspruch genommen – der Kreditzins bei der Bank war wesentlich güns-

tiger als beim Bauspardarlehen. Bei dem Vertrag R 02 wurde daher gemäß Beschluss des HFA vom 

09.11.2017 auf das Darlehen verzichtet und die Treueprämie beantragt. Die Bausparverträge wurden 

auch nicht aufgelöst, da auf den Girokonto Verwahrentgelt angefallen wäre und auf dem Bausparkonto 

nicht, vielmehr konnten hier in dieser Zeit Guthabenzinsen erwirtschaftet werden.  

Die Baumaßnahme Turnhalle Kirchberg wurde im Frühjahr 2022 begonnen und ist bereits fertigge-

stellt. Die Finanzierung der Maßnahme erfolgte neben den Fördergeldern nach dem aus dem Haushalt 

heraus ohne Kreditaufnahme. Aktuell gehen für die Baumaßnahme noch Schlussrechnungen der Bau-

firmen ein. Der Verwendungsnachweis wurde bereits im Haushaltsjahr 2024 gestellt, um die Förder-

gelder endgültig abrechnen zu können.  Damit wird nun auch die Maßnahme weitestgehend abge-

schlossen. Es ist daher nun zu entscheiden, was mit den Bausparguthaben passieren soll.  

Gemäß Rücksprache mit Herrn Zechmann von der Bausparkasse Schwäbisch Hall kann der R01 entwe-

der ausbezahlt werden oder das Darlehen in Anspruch genommen werden. Eine weitere Besparung 

macht keinen Sinn. Eine Ausdehnung der Bausparsumme geht nicht mehr, da die Schwäbisch Hall für 

Kommunen kein Bausparen mehr anbietet.  



 

 
Da beim Vertrag R 02 bereits auf das Darlehen verzichtet wurde, ist ohnehin nur noch eine Auszahlung 

möglich. Der Bausparvertrag kann aufgelöst werden oder er bleibt noch weiterhin bestehen zu einem 

Guthabenzins von 2 % (1 % Sparzins + 1 % Bonus). 

Gebühren für die Auszahlung und Nichtinanspruchnahme des Darlehens fallen gemäß Auskunft Herr 

Zechmann nicht an.  

Gemäß GR Florian Schwarzbauer gibt es für den R 01 die Möglichkeit, das Zuteilung anzunehmen, also 

das Guthaben auszahlen zu lassen und den Darlehensanspruch für 2 Jahre sichern zu lassen.  

Haushaltsrechtliche Würdigung 

Die Bausparverträge wurden seinerzeit für den Bau der Schulturnhalle in Kirchberg abgeschlossen, 
damit zum Baubeginn ein Anfangskapital zur Verfügung steht. Das festgelegte Zweck (Baumaßname) 
des Bauspardarlehens ist ein vom Gemeinderat festgelegtes Ziel. Haushaltsrechtlich gesehen, handelt 
es sich nicht um eine Sonderrücklage, sondern um Mittel der Allgemeinen Rücklage. Das Darlehen 
muss somit haushaltsrechtlich gesehen nicht zwingend für die Finanzierung der Schulturnhalle in 
Kirchberg verwendet werden. 

 
Im Haushalt 2024 ist die Entnahme der Bausparverträge in Höhe von 400.000 € bei der Haushalts-
stelle eingeplant.  

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Bausparvertrag 00894717 R 01 

aufzulösen und das Darlehen zu sichern.   

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne 2. Bgm. Uwe Urtel) 

 



 

 
Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Bausparvertrag 00894717 R 02 

ohne weitere Besparung laufen zu lassen.   

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne 2. Bgm. Uwe Urtel) 

 
Beschlüsse: 

 
1. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung des Haupt- und Finanz-

ausschuss aussprechen kann, den Bausparvertrag 00894717 R 01 aufzulösen und das Darlehen zu 

sichern.   

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 
2. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung des Haupt- und Finanz-

ausschuss aussprechen kann, den Bausparvertrag 00894717 R 02 ohne weitere Besparung laufen zu 

lassen.   

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
7. Erneuerung der Zuschauertribüne beim Rasenspielfeld der DJK Haselbach – Auftragsvergabe nach 
durchgeführter Ausschreibung.  
 
 

Sachverhaltsdarstellung  
 
In der Gemeinderatssitzung vom 25.07.2024 wurde über den Sachstand des Bauvorhabens informiert 
und die Ausschreibung der Bauhauptarbeiten zur Sanierung der Zuschauertribüne der DJK Haselbach 
beschlossen. Die Ausschreibung der Maßnahme wurde nicht als Ganzes durchgeführt. Es fehlt noch 
die Vergabe für Einfriedungen i. H. v. 18.560,00 €/netto. Diese werden isoliert im Oktober ausge-
schrieben, da man sich einen besseren Preis erhofft. Außerdem fehlen in den unten aufgeführten 
Kosten noch die Baunebenkosten i. H. v. 45.100 €/netto. Somit fallen für diese Maßnahme noch Kos-
ten i. H. v. ca. 75.755,40 €/brutto an. Addiert man dies zur unten aufgeführten Auftragsvergabe, be-
tragen die vorläufigen Gesamtkosten aktuell 279.621,58 €/brutto. Für Unwägbarkeiten sind im Ver-
gleich zur Kostenberechnung in der Sitzung des Gemeinderats vom 25. Juli 2024 noch ca. 25.000 
€/brutto vorhanden. 
 

Ausschreibung  

 Ex-ante Veröffentlichung am: 20.08.2024 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 02.09.2024 

 Submission am: 19.09.2024, 14 Uhr 

 geplanter Ausführungsbeginn: Mitte Oktober 

 geplante Fertigstellung: bis Ende 49. KW  

 

Angeforderte Angebote: 
 

17 

Abgegebene Angebote: 
 

13 

Bepreistes Leistungsverzeichnis vor Ausschreibung: 
 

267.653,02 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: 
 

 Fa. F. Wimmer GmbH Baugeschäft 
und Zimmerei, Passau  

 

Angebotssumme: 
 

203.866,18 €/brutto  

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: 
 

-63.786,84 €/brutto  

nächster 
 

224.305,60 €/brutto  

höchster 
 

309.838,65 €/brutto 

 
Beschluss: 

 
Der Gemeinderat fasst den Beschluss, dass der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bieter die Firma F. 
Wimmer GmbH Baugeschäft und Zimmerei, Passau, mit einer Auftragssumme in Höhe von 
203.866,18 €/brutto vergeben wird.  
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 



 

 
8. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - Auftragsvergabe des Gewerks Spenglerarbeiten 
nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 

In der Sitzung des Gemeinderats vom 25.07.2024 wurden die Gewerke Baumeisterarbeiten, Holzbau-
arbeiten, Fenster und Türen sowie die Pfosten-Riegel-Fassade vergeben. Die Auftragsvergabe an die 
jeweiligen wirtschaftlichen Bieter erfolgte am 26.07.2024. Baubeginn der Maßnahme war der 
19.08.2024 mit den Baumeisterarbeiten. Der Regierung von Niederbayern als Fördergeber der 
BayFAG-Mittel wurde die Auftragsvergabe und der Baubeginn am 22.08.2024 schriftlich mitgeteilt.   
 
 

Ausschreibung  

 Ex-ante Veröffentlichung am:  
 

22.07.2024 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 
 

30.07.2024 

 Submission am:       
 

27.08.2024  
um 14:00 Uhr  

 

 geplanter Ausführungsbeginn: 
 

November 2024 

 geplante Fertigstellung: 24.12.2024 / 
22.04.2025 

 

Angeforderte Angebote: 
 

21 

Abgegebene Angebote: 
 

8 

Kostenschätzung: 
 

199.279,01 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: 
 

Spenglerei Hans Wagner,  
Hauzenberg  

Angebotssumme: 
 

215.758,90 €/brutto  

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: 
 

+ 16.479,89 €/brutto  

nächster 
 

 220.071,82 €/brutto  

höchster 
 

275.750,85 €/brutto 

 
Beschluss: 

 
Der Gemeinderat fasst den Beschluss, dass der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bieter, die Speng-
lerei Hans Wagner aus Hauzenberg, mit einer Auftragssumme in Höhe von 215.758,90 €/brutto 
vergeben wird.  

Abstimmung: 15 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl, Florian Schwarzbauer und 

ohne 3. Bgm. Hans Höller wegen Artikel 49 GO) 
  



 

 
9. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - Auftragsvergabe des Gewerks Dachabdichtung 
und Gründach nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 

In der Sitzung des Gemeinderats vom 25.07.2024 wurden die Gewerke Baumeisterarbeiten, Holzbau-
arbeiten, Fenster und Türen sowie die Pfosten-Riegel-Fassade vergeben. Die Auftragsvergabe an die 
jeweiligen wirtschaftlichen Bieter erfolgte am 26.07.2024. Baubeginn der Maßnahme war der 
19.08.2024 mit den Baumeisterarbeiten. Der Regierung von Niederbayern als Fördergeber der 
BayFAG-Mittel wurde die Auftragsvergabe und der Baubeginn am 22.08.2024 schriftlich mitgeteilt.   

 

Ausschreibung  

 Ex-ante Veröffentlichung am:  
 

22.07.2024 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 
 

30.07.2024 

 Submission am:       
 

27.08.2024 
um 14:30 Uhr 

 

 geplanter Ausführungsbeginn: 
 

November 2024  

 geplante Fertigstellung: 
 

24.12.2024 / 
22.04.2025 

 

Angeforderte Angebote: 12 
 

Abgegebene Angebote: 3 
 

Kostenberechnung: 150.113,74 €/brutto 
 

Wirtschaftlichster Bieter: Fa. Hoffmann GmbH, Thyrnau 
 

Angebotssumme:  119.662,95 €/brutto 
 

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: -30.450,79 €/brutto 
 

nächster 144.927,24 €/brutto 
 

höchster 150.984,23 €/brutto 
 

 
Beschluss: 

 
Der Gemeinderat fasst den Beschluss, dass der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bieter, Fa. Hoff-
mann GmbH aus Thyrnau mit einer Auftragssumme in Höhe von 119.662,95 €/brutto vergeben 
wird. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 

 



 

 
10. Beschlussfassung über den Beginn vorbereitender Untersuchungen nach § 134 Baugesetzbuch 
(BauGB) im Rahmen der Erstellung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK). 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 

Der Auftrag für die Erstellung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK) wurde 

in der Sitzung Bau- und Umweltausschuss am 13. Juni 2024 vergeben und in der Sitzung des Gemein-

derats am 27. Juni 2024 bekanntgegeben.  

Das Auftaktgespräch mit Begehung des Bereichs in der Ortsmitte Tiefenbach mit Herrn Riesinger vom 

Büro ARC Architekten hat am 5. Juli 2024 stattgefunden. Anschließend wurden am 31. Juli 2024 die 

Unterlagen für die Grundlagenermittlung an das beauftragte Büro übermittelt. Als „Startschuss“ ist 

noch ein Beschluss des Gemeinderats über den Beginn vorbereitender Untersuchungen nach § 141 

Abs. 3 BauGB erforderlich. Der Tenor wurde mit der Förderzusage der Regierung von Niederbayern 

vorgegeben. 

Lageplan Untersuchungsgebiet 

 



 

 
Lageplan vertieftes Untersuchungsgebiet 

 

 

 

 

 



 

 
Beschluss: 

 
1. Das Gebiet im 200-Meter-Umkreis des Rathauses wurde als Problemgebiet ermittelt. Der Ge-
meinderat Tiefenbach beschließt deshalb zur Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit vorbereitende 
Untersuchungen nach § 141 Abs. 1 BauGB durchzuführen. Als vorläufige Ziele und Zwecke der Sa-
nierung werden bestimmt: 
 
- Verbesserung der Infrastruktur für Fahrzeuge und Fußgänger 
 
- Verbesserung der Verkehrsführung 
 
- Entsiegelung von Flächen 
 
- generelle Aufwertung der städtebaulichen Ausgangssituation 
 
 
Das Untersuchungsgebiet ist im Lageplan „Untersuchungsgebiet“ umgrenzt, der zum Bestandteil 
dieses Beschlusses erklärt wird. Die Größe des Untersuchungsgebietes beträgt ca. 19 ha. 
 
2. Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt und ermächtigt für die Durchführung der vorbereiten-
den Untersuchungen alle im laufenden Verfahren notwendigen Anträge zu stellen und insbeson-
dere auch die Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer, Mieter, Pächter und anderer Nutzungsbe-
rechtigter im Untersuchungsgebiet zur fördern sowie Vorschläge zur beabsichtigten Sanierung ent-
gegenzunehmen. 
 
3. Der Beschluss ist ortsüblich bekanntzumachen. Dabei ist auf die Auskunftspflicht nach § 138 
BauGB hinzuweisen. 
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 

Auszug § 138 und § 141 Baugesetzbuch 

Auskunftspflicht (§138) 

(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks, Ge-

bäudes oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, der Gemeinde oder 

ihren Beauftragten Auskunft über die Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sa-

nierungsbedürftigkeit eines Gebiets oder zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erfor-

derlich ist. An personenbezogenen Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über ihre 

persönlichen Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die Berufs-, 

Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die sozialen Verflechtun-

gen sowie über die örtlichen Bindungen, erhoben werden. 

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der Sanierung 

verwendet werden. Wurden die Daten von einem Beauftragten der Gemeinde erhoben, dürfen sie 

nur an die Gemeinde weitergegeben werden; die Gemeinde darf die Daten an andere Beauftragte im 

Sinne des § 157 sowie an die höhere Verwaltungsbehörde weitergeben, soweit dies zu Zwecken der 

Sanierung erforderlich ist. Nach Aufhebung der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets sind die 

Daten zu löschen. Soweit die erhobenen Daten für die Besteuerung erforderlich sind, dürfen sie an 

die Finanzbehörden weitergegeben werden. 



 

 
(3) Die mit der Erhebung der Daten Beauftragten sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit nach Maßgabe 

des Absatzes 2 zu verpflichten. Ihre Pflichten bestehen nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

(4) Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunftspflichtiger die Auskunft, ist § 208 Satz 2 bis 4 über die An-

drohung und Festsetzung eines Zwangsgelds entsprechend anzuwenden. Der Auskunftspflichtige 

kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 

383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf-

rechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 

würde. 

 

Vorbereitende Untersuchungen (§ 141) 

(1) Die Gemeinde hat vor der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets die vorbereitenden Un-

tersuchungen durchzuführen oder zu veranlassen, die erforderlich sind, um Beurteilungsunterlagen 

zu gewinnen über die Notwendigkeit der Sanierung, die sozialen, strukturellen und städtebaulichen 

Verhältnisse und Zusammenhänge sowie die anzustrebenden allgemeinen Ziele und die Durchführ-

barkeit der Sanierung im Allgemeinen. Die vorbereitenden Untersuchungen sollen sich auch auf 

nachteilige Auswirkungen erstrecken, die sich für die von der beabsichtigten Sanierung unmittelbar 

Betroffenen in ihren persönlichen Lebensumständen im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich vo-

raussichtlich ergeben werden. 

(2) Von vorbereitenden Untersuchungen kann abgesehen werden, wenn hinreichende Beurteilungs-

unterlagen bereits vorliegen. 

(3) Die Gemeinde leitet die Vorbereitung der Sanierung durch den Beschluss über den Beginn der 

vorbereitenden Untersuchungen ein. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auf 

die Auskunftspflicht nach § 138 hinzuweisen. 

(4) Mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Beschlusses über den Beginn der vorbereitenden Un-

tersuchungen finden die §§ 137, 138 und 139 über die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen, 

die Auskunftspflicht und die Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger Anwendung; ab 

diesem Zeitpunkt ist § 15 auf die Durchführung eines Vorhabens im Sinne des § 29 Absatz 1 und auf 

die Beseitigung einer baulichen Anlage entsprechend anzuwenden. Mit der förmlichen Festlegung 

des Sanierungsgebiets wird ein Bescheid über die Zurückstellung des Baugesuchs sowie ein Bescheid 

über die Zurückstellung der Beseitigung einer baulichen Anlage nach Satz 1 zweiter Halbsatz unwirk-

sam. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
11. Neubau der Kläranlage (BA II) - LOS 1 - Beratung über die Genehmigung des Nachtrag Nr. 1a - 
Sammelschacht bei Schlammstapelbehälter. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Im Rahmen der Ausführung wurde von der Gemeinde der Wunsch geäußert, dass der Sammel-
schacht bei den vorhandenen Schlammstapelbehältern durch einen Neubau zu ersetzt werden soll. 
Bisher ist von einer Weiternutzung des Schachtes ausgegangen worden. Für die Weiternutzung wä-
ren aber Abbruch- und Betonarbeiten am bestehenden Baukörper erforderlich gewesen.  
 
 

 
 
 
Die Firma Schneider hat daraufhin das Nachtragsangebot 1 vom 15.07.2024 unterbreitet. Nach Ab-
stimmungen zwischen Marco Schneider (Schneider-Bau) und Ludwig Schmid (Steinbacher-Consult) 
wurde das vorgenannte Angebot überarbeitet. Das nun jetzt vorliegende Nachtragsangebot 1a vom 
10.09.2024 enthält diese Überarbeitungen. 
 
Das Nachtragsangebot beinhaltet Leistungen zum Liefern und Versetzen eines neuen Betonfertig-
teilschachtes mit Durchmesser 2,50 m auf einem vorgerichteten Betonunterbau. Die Oberkante des 
neuen Schachts wird ca. 40 cm über der Oberkante des bestehenden Schachts liegen. Damit ist kein 
Geländer/Handlauf erforderlich. Das Verschließen und Bohren von Öffnungen im bestehenden 
Schacht entfallen. Notwendige Ringraumdichtungen sind zum Teil im Nachtragsangebot beinhaltet. 

1 



 

 
Damit ergibt sich bei den einschlägigen Positionen eine Massenminderung nach Haupt-LV. Gemäß 
beiliegender Aufstellung entfallen Leistungen in Höhe von 7.145,18 (brutto). 
 
Nicht im Nachtrags-LV enthalten sind Mehraufwendungen für Abbrucharbeiten, Erdarbeiten und 
Gründung. Bei Beauftragung des Nachtrags-LV ergibt sich damit unweigerlich eine Massenmehrung 
bei den entsprechenden Positionen des Haupt-LV. Gemäß beiliegender Aufstellung ergeben sich 
noch zusätzliche Leistungen in Höhe von 6.036,16 (brutto). 
 
Die Ansätze für die Massenminderung und -mehrung sind naturgemäß mit einer gewissen Unschärfe 
behaftet und sollen ausschließlich der Entscheidungsfindung dienen. In jedem Fall gilt, dass nach tat-
sächlich anfallenden Mengen gemäß Haupt-LV abgerechnet wird. Des Weiteren sind die in der An-
lage aufgeführten Positionen nur als möglicher Ansatz zu verstehen und gelten noch nicht als verein-
barte Abrechnungsgrundlage. 
 
Seitens Steinbacher Consult wurde eine Vergleichsberechnung durchgeführt was die Massenminde-
rungen und Massenmehrungen ungefähr ausmachen würden.  
 

29.729,09 € - 7.145,18 € + 6.036,16 € = 28.620,07 €/brutto (geschätzt) 
 
Das Nachtragsangebot der Firma Schneider Bau GmbH liegt bei 29.729,09 €/brutto. 
 
Die Einheitspreise des Nachtragsangebots wurden von der Firma Schneider auf der Grundlage des 
Hauptangebotes kalkuliert. Das Nachtragsangebot Nr. 1a vom 10.09.2024 über 29.729,09 €/brutto 
soll durch den Gemeinderat genehmigt werden. 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Nachtrags Nr. 1a - LOS 1 (BA II) in Höhe von 
29.729,09 €/brutto abstimmen. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Armin Mayrhofer, Bruno Gottschaller, Alfred Gimpl) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
12. Neubau der Kläranlage (BA I und BA II) - Aktuelle Informationen zum Sachstand auf der Baustelle. 
 
 

Gesamtübersicht der Baustelle 

 
Aufnahmedatum: 24. September 2024: 
 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 Der Vorsitzende informiert, dass der Bachlauf im Süden bereits angelegt ist. 
 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 Der Vorsitzende informiert, dass die Schlussabnahme des BA I am 2. Oktober 2024 um 9.30 Uhr 
erfolgt. 



 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 Der Vorsitzende informiert, dass der Schlammeindicker bereits betoniert ist. 
 

Straßensperre 
 
 Der Vorsitzende informiert, dass sich während der Baggerarbeiten zur Errichtung der Bauhoflager-
halle herausgestellt hat, dass die östliche und südliche Böschung leicht instabil sind, vorsorglich wurde 
die Straße für den Schwerlastverkehr gesperrt und eine Sicherungswand eingebaut. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 



 

 
 

Betriebsgebäude/Labor 
 
 

 

 
 



 

 
Labor 

 
 Der Vorsitzende informiert, dass die Bauarbeiten im Betriebsgebäude (Labor, WC, Dusche, Um-
kleide) sehr weit fortgeschritten sind und zeitnah mit der Feinmontage begonnen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
WC-Anlage 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 



 

 
 

Dusche/Umkleide 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
Gang zur Dusche/Umkleide/WC 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 
 



 

 
13. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters. 
 
 
Badesaison 2024 
Der Vorsitzende informiert, dass die Badesaison gut verlaufen ist. Insgesamt waren im Jahr 2024 
46.630 Besucherinnen und Besucher im Freibad Haselbach. 
 

Jahr Zahl der Besucher 

2002 41.500 

2003 53.000 

2004 33.000 

2005 33.000 

2006 35.300 

2007 31.700 

2008 32.136 

2009 31.109 

2010 26.654 

2011 28.753 

2012 28.668 

2013 32.695 

2014 20.658 

2015 39.986 

2016 30.323 

2017 33.145 

2018 38.713 

2019 36.903 

2020 16.359 

2021 27.174 

2022 37.804 

2023 44.615 

2024 46.630 

 
Glasfaserausbau 
Es wird informiert, dass aktuell drei Bautrupps in der Gemeinde unterwegs sind. Folgende Straßenzüge 
sind bzw. werden im Jahr 2024 erledigt: 
 

 Dreiburgenstraße 
 

 Alois-Endl-Straße 
 

 Eichenweg 
 

 Am Tannenfeld 
 

 Lärchenweg 
 

 Gablöd 
 



 

 

 Kronreut 
 

 Brauchsdorf 
 

 Maierhof 
 

 Schnelling 
 

 Gern 
 
 
LED-Umrüstung Straßenbeleuchtung 
Es wird informiert, dass Anfang September 2024 die noch 253 „alten“ Leuchten umgerüstet worden 
sind. Vorwiegend handelt es sich um die großen Peitschenmasten und die Pilzleuchten im gesamten 
Gemeindegebiet. Somit konnte die Maßnahme noch rechtzeitig vor dem Winter abgeschlossen wer-
den, was eine große Energieeinsparung bedeutet. 
 
Projekt digitale Bürgerbeteiligung 
Es wird informiert, dass in Zusammenarbeit mit dem Technologie Campus Grafenau Zufriedenheits-
analyse ausgearbeitet. Eine Teilnahme an der Umfrage ist bis 05.10.2024 möglich. Die Teilnahme ist 
analog oder digital möglich. Die gedruckte Version des Fragebogens ist im aktuellen Gemeindeblatt. 
Werbung wird im Gemeindeblatt, Homepage, Muni, Bauzaunbanner und über Flyer betrieben. 
 
 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 
 
 



 

 
Bürgerversammlung 2024 
Der Vorsitzende gibt bekannt, dass die Bürgerversammlung am Donnerstag, den 21. November 2024 
beim Gasthof Gaissinger in Haselbach stattfindet. 
 
Informationsveranstaltung Hochwasserschutz Oberhaselbach 
Der Vorsitzende gibt bekannt, dass am Donnerstag, den 17. Oktober 2024 eine Informationsveranstal-
tung zum noch ausstehenden Hochwasserschutz bei Oberhaselbach stattfindet. Eingeladen sind die 
jeweils betroffenen Grundstücksangrenzer. 
 
Workshop für Menschen mit Behinderung 
Es wird informiert, dass am gestrigen Mittwoch, den 25. September 2024 ein Workshop für Menschen 
mit Behinderung in der Alfons-Lindner-Schule Tiefenbach stattgefunden hat. Eine Folgeveranstaltung 
ist von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern gewünscht und wird geplant. 
 
Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach 
 
Aufnahmedatum: 24. September 2024: 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
Es wird informiert, dass die Baustelle im Plan liegt und am Mittwoch, den 25. September 2024 die 
Bodenplatte betoniert worden ist. 
 



 

 
Baustart Aussegnungshalle im Friedhof Tiefenbach 
 
Aufnahmedatum: 25. September 2025 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
Es wird informiert, dass mit den Bauarbeiten zur Errichtung einer Aussegnungshalle im Friedhof Tie-
fenbach begonnen wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
ILE Regionalbudget  
Es wird informiert, dass in der Mausmühle ein Badeeinstieg und ein WC errichtet worden ist. Die Fi-
nanzierung erfolgt größtenteils über das Regionalbudget der ILE Passauer Oberland e.V. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 
 
 
 



 

 
14. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
 
Hans Höller 
Es wird angefragt, wann seitens der Gemeinde die Entscheidung über die Teilnahme beim „Regional-
werk“ getroffen wird. Der Vorsitzende antwortet, dass diese Entscheidung in der Sitzung des Ge-
meinderats am 31. Oktober 2024 getroffen werden soll. 
 
Hans Kirchberger 
Es wird angefragt, ob schon eingeschätzt werden kann, ob die geplante Kreditaufnahme erforderlich 
ist. Der Vorsitzende antwortet, dass dies voraussichtlich nicht der Fall sein wird. 
 
Josef Fehrer 
Es wird angefragt, ob die Anschreiben für die zweite Runde der Bauplatzvergabe in Kirchberg v. W. 
schon verschickt worden sind. Der Vorsitzende antwortet, dass dies noch nicht erledigt ist. 
 
Josef Fehrer 
Es wird angefragt, ob sich die Situation wegen des Parkplatzes beim Kriegerdenkmal in Kirchberg 
v.W. schon geklärt hat. Der Vorsitzende antwortet, dass die Poller durch den Bauhof wieder gelo-
ckert wurden und dass diese grundsätzlich wieder mobil sind. 
 
Uwe Urtel 
Es wird angefragt, wie hoch die Absagequote bei der Vergabe der Bauparzellen ist. Der Vorsitzende 
antwortet, dass zwei potentielle Erwerber nach ergangener Zusage wieder abgesagt haben. 
 
Josef Fehrer 
Es wird angefragt, ob für die vorhandenen Bauparzellen neue Anfragen eingegangen sind. Der Vorsit-
zende antwortet, dass es neue Anfragen gibt, die sich aufgrund des laufenden Vergabeverfahrens 
aber noch gedulden müssen. 
 

 
Tiefenbach, 2024-09-26 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
gez.         gez. 
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter  
 
 
         Für die TOP´s 5 und 6: 
 
         gez. 
 
         Sandra Schadenfroh,  
         Kämmerin 


